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Wir wollen

Eskalationen verhindern,,
Behördliche Massnahmen sind ein Eingriff in die Privatsphäre.
Betroffene fühlen sich ihnen oft ohnmächtig ausgeliefert. Guido Fluri,
Initiant der Kescha, sagt, warum es diese Anlaufstelle braucht.
INTERVIEW: USCH VOLLENWYDER

Sie initiierten die Kescha, die Anlaufstelle für
Menschen, die von einem Verfahren oder einer
Massnahme des Kindes- und Erwachsenenschutzes

betroffen sind. Warum braucht es die Kescha?

Wir wollen unter allen Umständen Eskalationen

zwischen Betroffenen und der Kesb
verhindern. Unser Ziel ist es, Menschen in einer
Krisensituation zu informieren und zu beraten.
Das Bedürfnis danach besteht: Wir machen

täglich zehn bis fünfzehn Telefonberatungen
und beantworten mehrere Anfragen per Mail.
Unsere Internetseite wird pro Woche rund
2000-mal angeklickt, und unsere Informationsbroschüre

wurde schon über 2000-mal verlangt
- oft auch von Kesb-Stellen.

Geht es in den Beratungen stets um Probleme mit
der Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde Kesb?

Nicht immer. Unsere Mitarbeitenden - ein

fachkompetentes Team mit hauptsächlich
pädagogischem oder juristischem Hintergrund
- nehmen auch Fragen zu Beistandschaften
oder Gerichtsverfahren entgegen. Bei jüngeren
Betroffenen geht es meistens um
Trennungsvereinbarungen oder Scheidungsurteile, bei
älteren Menschen eher um Beistandsregelungen:

Was darf der Beistand? Wo kann ich noch
selbst bestimmen? Sie fühlen sich von ihm
bevormundet oder umgekehrt vernachlässigt.
Kurz: Die Kescha hilft überall dort, wo die
Kommunikation zwischen Behörden und
Betroffenen unterbrochen ist.

Wie helfen Sie?

Die verzweifelten Menschen auffangen, ihnen
zuhören und Verständnis haben ist der erste,

Informationen:
Die Anlaufstelle
Kindes- und Erwachsenenschutz

Kescha ist

ein Informationsund

Beratungsangebot

für Personen, die

von einer
Massnahme des Kindesoder

des

Erwachsenenschutzes betrof¬

fen sind. Pro

Senectute ist

Mitglied im Beirat der
Kescha. Die Beratung

ist kostenlos,
ebenso die

Broschüre «Kindes- und

Erwachsenenschutz.

Informationen für
Betroffene».

Adresse: Kescha,

Limmatstrasse 35,

8005 Zürich, Telefon

044 273 96 96, Mail

info@kescha.ch,

Internet
www.kescha.ch

wichtigste Schritt. Vielfach kann eine schwierige
Situation dadurch bereits entschärft und
Missverständnisse können geklärt werden. Braucht
es eine weitere Beratung, trifft man sich zu
einem Gespräch, studiert die Akten und
analysiert gemeinsam die Lage. Schliesslich zeigt
man Perspektiven auf - es ist ja nicht so, dass

eine bestehende Familiensituation oder
Beistandschaft für immer gleich bleiben muss.

Wo sind Ihre Grenzen?
Die Kescha unterstützt mit verständlichen
Informationen und einer neutralen Beratung.
Sie führt jedoch keine Rechtsverfahren für die
Ratsuchenden und vermittelt auch nicht
zwischen Behörden und Betroffenen. Dadurch
würde sie ihre Unabhängigkeit verlieren. Über
die Kescha wacht ein breit abgestützter Beirat,
dem Fachverbände und Partnerorganisationen
- unter anderem Pro Senectute - angehören.

Vor Kurzem erteilte der Bundesrat der Kindes-
und Erwachsenenschutzbehörde gute Noten.
Eine Schutzbehörde in Grund und Boden zu

stampfen, so wie es über längere Zeit von der
Öffentlichkeit und vielen Medien gemacht
wurde, ist einfach absurd. Die rund 130 000
jährlichen Kesb-Fälle laufen in der Regel gut und
ohne Konflikte ab. In vielen Fällen sind es ja die
Betroffenen selber, die um Unterstützung
nachfragen und froh um die Hilfe der Kesb sind. Zu
ihr gibt es auch keine Alternative: Die Zeiten, wo
der Gemeinderat im Nebenamt auch noch das

Fürsorgewesen betreute, sind definitiv vorbei.
Das neue Kindes- und Erwachsenenschutzgesetz
kann aber noch deutlich verbessert werden.
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Wo sehen Sie Handlungsbedarf?
Vor allem bei der Kommunikation: Zu lange hat man vernachlässigt,
dass von einer Massnahme betroffene Menschen nicht einfach eine

Verfügung, sondern Verständnis, Gespräche, Begleitung und eine

Zukunftsperspektive brauchen. Empathie ist ein wichtiges Stichwort.

Woher kommen diese Angst und Ablehnung gegenüber der Kesb?

Die Berichterstattung im Fall Flaach und die anschliessende Dauerkritik
haben ein Bild zementiert, das die Kesb als übermächtigen Apparat zeigt,
der Bürgerinnen und Bürger bevormundet, entmündigt und in die Enge
treibt. Wichtig ist, dass die Behörde endlich ein menschliches Gesicht
bekommt: Sie ist da für Menschen, die besonderen Schutz brauchen.

c Braucht es auch ein Umdenken in der Bevölkerung?

| Dringend. Probleme, die behördliches Eingreifen verlangen, entstehen ja
^ in Familien, in zerrütteten Ehen, bei schutzbedürftigen alten Menschen;

| es ist nicht die Behörde, die dafür verantwortlich ist. Sie hat es zudem
© nicht einfach: Wenn sie zu früh reagiert, ist es nicht gut. Wenn sie zu spät

• Guido Fluri
Der Zuger Unternehmer ist Präsident der

Guido-Fluri-Stiftung. Als Vater der

«Wiedergutmachungsinitiative» engagierte er sich

für Verdingkinder und Opfer fürsorgerischer
Zwangsmassnahmen. Im Frühjahr 2017

initiierte er die Anlaufstelle Kescha. 1966 als

damals sogenannt uneheliches Kind geboren,

wurde er fremdplatziert; seine Mutter
kam wegen Schizophrenie in die Psychiatrie
und wurde zwangssterilisiert. Das am eigenen

Leib erfahrene Leid sensibilisierte Guido

Fluri für die Probleme von Menschen, denen

von Behördenseite Würde und Persönlichkeit

abgesprochen wurden und werden.

Weitere Informationen:

www.guido-fluri-stiftung.ch

eingreift, steht sie erst recht in der Kritik. Ein

Eingriff in die Familie ist immer ein hoch
emotionales Thema und eine Gratwanderung
zwischen Bevormundung und individueller Freiheit.

Wird die Kescha irgendwann überflüssig?
Es wäre natürlich ein Wunschziel, dass in
Konfliktsituationen die Kommunikation
zwischen Betroffenen und Behörden so gut
funktionierte, dass nur noch einvernehmliche

Lösungen gefunden würden... Wir helfen mit,
dass sie zumindest optimiert wird: Unsere

Beratungen werden vom Familieninstitut der
Universität Freiburg wissenschaftlich begleitet.
Die Problemstellungen werden anonym
ausgewertet und der Konferenz für Kindes- und
Erwachsenenschutz (Kokes) zurückgemeldet,
sodass Verbesserungen innerhalb des bestehenden

Systems vorgenommen werden können.
Aber es liegt in der Natur der Sache, dass es bei
behördlichen Massnahmen immer Menschen

geben wird, die sich unverstanden und
ungerecht behandelt fühlen. Für sie wird es die
Kescha auch in Zukunft brauchen. %
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